
MARBELLA  
Die nowinta Finanzgruppe mit Sitz 
in Aalen (Baden-Württemberg) ist 
seit mehr als 30 Jahren Garant für 
unabhängige Finanzberatung und 
individuelle Vermögensverwaltung. 
Der Geschäftsführer der nowinta Spa-
nien, Tobias Heyden, kommentiert 
in dieser Zeitung die Entwicklungen 
der Finanzmärke und wirtschafts-
politische Fragestellungen. 

Neben dem Ukraine-Konflikt, der 
hohen Inflation in den USA und Eu-
ropa und einer daraus resultieren-
den restriktiveren Notenbankpoli-
tik gibt schon seit Wochen Corona-
Lockdowns in großen chinesischen 
Städten. Diese beinahe toxische Ge-
mengelage erschwert Anlegern den 
Blick in die Zukunft. 

Einige Bankanalysten sprechen 
nun bereits davon, dass, nach den 
starken Kurskorrekturen der letzten 
Wochen, Papiere aus dem Value Be-
reich wieder attraktiv bewertet sind. 
Insbesondere die großen Tech Ak-
tien haben Federn lassen müssen 
und so ist der Nasdaq-100-Index 
erstmals seit November 2020 am 
12.05.2022 unter die Marke von 
12.000 Punkten gefallen. Seit Jah-
resbeginn beträgt der Verlust hier 
zirka 25 Prozent. Im Vergleich dazu 
sind die Verluste Stand 13.05.2022 

beim Dow Jones mit 11,72 Prozent 
und beim Dax mit 12,04 Prozent 
noch verhältnismäßig gering. 

Bei diesen Rückschlägen darf man 
aber durchaus im Auge behalten, 
dass im Jahr 2021 bei vielen Anla-
gestrategien zweistellige Renditen 
verzeichnet wurden.  

Einstiegschancen  
Für Anleger bleibt die Lage unüber-
sichtlich. Der Mix aus geo-, gesund-
heits- und geldpolitischen Proble-
men erschwert es, sich zu positio-
nieren. Verhaltene Hoffnung kommt 
aus China, wo der Lockdown in der 
Millionenstadt Schanghai bald auf-
gehoben werden soll. Falls es der 
US-amerikanischen Notenbank (Fed) 
gelingt, mit Ihrer strafferen Geldpo-
litik die Inflation in den Griff zu be-
kommen, ohne eine Rezession her-
beizuführen, könnte sich das für die 
Märkte auszahlen. 

Grundsätzlich ist es so, dass die 
Aktienmärkte die Entwicklung zwi-
schen 6 und 12 Monaten antizipie-
ren. Deshalb sind meines Erachtens 
der Großteil der Risiken (Ukraine-
krieg, Inflation, China Lockdown) in 
den aktuellen Kursen eingepreist. 
Es könnte allerdings noch weitere 
Korrekturen geben, wenn die Zen-

tralbanken mit Zinserhöhungen über 
den Erwartungen liegen und damit 
eine Rezession auslösen. 

Auf der anderen Seite könnte es 
zu einer Erholung kommen, falls 
es gute Neuigkeiten bezüglich des 
Krieges in der Ukraine oder einer Ab-
kehr Chinas von der Null-Covid-Stra-
tegie geben sollte. Deshalb sollte 
man investiert bleiben, denn histo-
risch gesehen sind die Renditen nach 
einer Korrektur am höchsten und 
wenn man die besten Tage an der 
Börse verpasst, schmälert dies die 
Performance erheblich. Bei Neuin-
vestitionen wäre möglicherweise ein 
Stufenplan angezeigt. Wenn man die 
Anlage der geplanten Investitions-
summe über mehrere Monate streut, 
können so gute durchschnittliche 
Einstiegskurse (Cost-Average Effekt) 
erreicht werden. 

Die nowinta-Anlagestrategie in-
vestiert global und diversifiziert ohne 
Klumpenrisiken in einzelnen Län-
dern, Branchen oder Regionen. Im 
Falle von Korrekturen wie im März 
2020 (Corona) oder in der aktuellen 
Ukraine-Krise wird die Aktienquote 
antizyklisch erhöht. Das Risiko wird 
durch einen gewissen Anleihen-An-
teil abgesichert und nach einem aus-
geklügelten Risikomanagement-Sys-
tem gesteuert. 

Wie reagieren Aktien auf 
Inflation?  

Es ist grundsätzlich anerkannt, 
dass Aktien einen relativ guten 
Schutz bei einer erhöhten Teue-
rung bieten. Voraussetzung ist je-
doch, dass Unternehmen auf stei-
gende Lohn- und Einkaufskosten 
mit Preissteigerungen reagieren 
können. Bei den zurzeit abrupten 
Inflationssprüngen sind Unterneh-
men und Aktien viel anfälliger, denn 
die erhöhten Preise lassen sich 
nicht so schnell auf die Konsumen-
ten abwälzen. Zudem werden bei 
höheren Zinsen die zukünftigen 
Gewinne der Unternehmen gerin-
ger. Am Besten aufgestellt sind in 
einem solchen Umfeld neben dem 
Rohstoff- und Energiesektor Un-
ternehmen aus defensiven Bran-
chen wie Nahrungsmittel und Ge-
sundheit.  

Da weder die hochverschulde-
ten Staaten noch stark verschul-
dete private Unternehmen einen 
zu starken Anstieg der Zinsen ver-
kraften können, werden die Zen-
tralbanken behutsam vorgehen 
müssen. Außerdem scheint es so 
zu sein, dass die Staaten höhere 
Inflationsraten in Kauf nehmen, 
um Ihre Schulden durch Finanzre-
pression abzubauen. 

Aus Sicht 
der Anleger 
bleibt entschei-
dend, dass die Zentralbanken we-
niger stark auf die momentane er-
höhte Inflation reagieren, als dies 
in der Vergangenheit der Fall ge-
wesen wäre, so dass die Realzin-
sen (Nominalzinsen minus Inflati-
on) extrem niedrig beziehungswei-
se negativ bleiben. Dies bedeutet, 
dass der Ausblick für Investitionen 
in Realwerte wie Aktien, Gold und 
Immobilien trotz Gegenwind posi-
tiv bleibt. 

Gerne stehe ich Ihnen für Ge-
spräche oder Anregungen wie ge-
wohnt in unserer Repräsentanz 
in Marbella zur Verfügung. Aktuel-
le Informationen zu unserem Un-
ternehmen und den Entwicklun-
gen an den Märkten finden Sie in 
unserem News-Blog auf der Web-
seite ‘nowinta.es’ und auf unser 
Facebook-Seite ‘nowinta Spanien’. 
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Die internationale 
Steuerreform soll den 
weltweiten 
Unterbietungswettbewerb 
bei Unternehmenssteuern 
eindämmen 
L. DUBOIS (DPA)

 
BRÜSSEL. US-Finanzministerin 
Janet Yellen hat Fortschritte bei 
der angestrebten internationa-
len Mindeststeuer für große Un-
ternehmen angemahnt. «Die EU 
und die USA müssen Führung 
zeigen, indem sie die globale Min-
deststeuer zügig in ihren natio-
nalen Gesetzgebungen umset-
zen», sagte Yellen am Dienstag 
bei einem Besuch in Brüssel mit 
Blick auf die festgefahrenen Ver-
handlungen. «Dieses Abkommen 
wird einen jahrzehntelangen 
Wettlauf nach unten bei der Un-
ternehmensbesteuerung rund 
um die Welt beenden.» In der EU 

blockierte zuletzt vor allem Po-
len die Verhandlungen zur Um-
setzung der Mindeststeuer. 

Die EU und die USA hatten sich 
im vergangenen Jahr zusammen 
mit rund 130 anderen Ländern 
auf die ehrgeizige internationa-
le Steuerreform geeinigt. Ziel ist 
es, die Verlagerung von Unter-
nehmensgewinnen in Steueroa-

sen zu verhindern. Internationa-
le Firmen mit mindestens 750 
Millionen Euro Umsatz pro Jahr 
sollen künftig unabhängig von 
ihrem Sitz mindestens 15 Pro-
zent Steuern zahlen.  

Ein weiterer Teil der globalen 
Steuerreform soll sicherstellen, 
dass internationale Digitalkon-
zerne wie Facebook nicht nur im 
Heimatland besteuert werden, 
sondern auch dort, wo sie tat-
sächlich Geschäfte betreiben. Po-
len fordert, beide Teile der Re-
form gleichzeitig umzusetzen – 
obwohl es beim zweiten Teil noch 
internationalen Klärungsbedarf 
gibt. Yellen sagte, man müsse die 
offenen Punkte lösen, damit ein 
entsprechender Vertrag unter-
schrieben werden könne. 

Die US-Finanzministerin for-
derte zudem zusätzliche Hilfe für 
die Ukraine im Krieg gegen Russ-
land. «Es ist klar, dass die bisher 
angekündigte bilaterale und mul-
tilaterale Unterstützung nicht 
ausreichen wird, um die Bedürf-
nisse der Ukraine zu decken, auch 
nicht kurzfristig», sagte die US-
Politikerin. «Letztendlich wird 
die Ukraine massive Unterstüt-
zung und private Investitionen 
für den Wiederaufbau und die 
wirtschaftliche Erholung brau-
chen, ähnlich wie beim Wieder-
aufbau Europas nach 1945», sag-
te Yellen. Die EU hat der Ukraine 
bereits mehrere Milliarden Euro 
an humanitärer und militärischer 
Hilfe zugesagt.

US-Finanzministerin 
Yellen fordert 
Tempo bei globaler 
Mindeststeuer

Ein EU-weiter, 
flächendeckender 
Ausbau des Ladenetzes 
ist unabdingbar für den 
Erfolg der 
Elektromobilität 
PHILIPP ZNIDAR (DPA)

 
BRÜSSEL. Große Autohersteller 
und Unternehmen anderer 
Branchen haben die EU in ei-
nem offenen Brief aufgefordert, 
nationale Ziele für die Ladein-
frastruktur für Elektroautos fest-
zulegen. Ein Vorschlag der EU-
Kommission sieht vor, dass ab 
2035 EU-weit nur noch emissi-
onsfreie Neuwagen zugelassen 
werden dürfen. «Die politischen 
Entscheidungsträger der EU 
müssen auch verbindliche na-
tionale Ziele für eine nahtlose 
elektrische Ladeinfrastruktur 
festlegen, die der wachsenden 
Nachfrage nach Elektrofahrzeu-
gen gerecht wird», sagte Stuart 
Rowley, Chef von Ford Europa. 

Ein verbindlicher und flä-
chendeckender Ausbau der 
Lade infrastruktur in allen EU-
Mitgliedsländern sei zwingend 

notwendig, sagte die Präsiden-
tin des Verbands der Automo-
bilindustrie (VDA), Hildegard 
Müller. «Der Erfolg der E-Mobi-
lität steht und fällt mit dem Aus-
bau der Ladeinfrastruktur.» 

Den Vorschlag der EU-Kom-
mission zu emissionsfreien Wa-
gen unterstützen die 27 unter-
zeichnenden Unternehmen, zu 
denen unter anderem Ford, 
Volvo, Uber und Vattenfall ge-
hören, ausdrücklich. Das Eu-
ropäische Parlament und die 
EU-Regierungen entscheiden 
voraussichtlich im Juni über 
ihre Positionen zum Vorschlag 
der Kommission. Ein endgül-
tiges Gesetz könnte im Herbst 
verabschiedet werden, zuvor 
müssen sich die Gesetzgeber 
aber noch auf einen Kompro-
miss einigen.

Autohersteller fordern 
verbindliche Ziele für 
Ladeinfrastruktur

E-Auto beim Laden.  EFE

Yellen (r.) und v. d. Leyen.  AFP
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